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Stuttgart, den 26. März 2004 
 
 

Drexler muss Asphalt schippen 
Müller ist moralisch zur Hilfe verpflichtet 
 
Analyse der Auswirkungen der Kürzungen des Bundeshaushaltes auf den Straßenbau  
in Baden-Württemberg 

 

Verkehrsminister Ulrich Müller hat am 25. März auf katastrophale Auswirkungen der Kürzun-
gen der Investitionen in die Bundesschienenwege in Baden-Württemberg aufmerksam ge-
macht. Erstaunlicherweise hat sich der Minister zu den anstehenden Kürzungen im Bundes-
fernstraßenbereich nicht geäußert. 

Tatsächlich musste im Bundeshaushalt aufgrund der Beschlüsse des Vermittlungsausschuss 
ein Betrag von 380 Mio. € eingespart werden. Gemäß den Vorschlägen der Ministerpräsiden-
ten Koch und Steinbrück sollte diese Einsparung nur bei der Schiene erfolgen. Die Koalition in 
Berlin hat sich jedoch entschlossen, diesen Betrag im Verhältnis 50% Straße, 45% Schiene, 
5 % Wasserstraße auf die Verkehrsträger zu verteilen. Damit wird der Schiene eine Kürzung 
von 205 Mio. € erspart, die Straße muss mit 190 Mio. € weniger auskommen. 

In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes werden die Investitionstitel im Verkehrshaus-
halt wegen Koch-Steinbrück weiter gekürzt: im Jahr 2005 beträgt die Kürzung 690 Mio. €, im 
Jahr 2006 bereits 1,1 Mrd. €. 

Für Baden-Württemberg bedeutet das nicht nur Verschiebungen und Streichungen beim Aus-
bau des Schienenetzes, sondern auch eine deutlich Reduktion der Mittelzuweisung für den 
Bundesfernstraßenbau. Mit der Unsicherheit über den Anteil der Erhaltungsinvestitionen, der 
eine gewisse Variable darstellt, ergibt sich damit überschlägig die in der folgenden Tabelle 
dargestellte Entwicklung der Hauptbautitel (Neubaumaßnahmen). Dabei ist die Refinanzie-
rungsrate für Projekte wie dem Engelbergtunnel, die mit privatem Kapital errichtet wurden, 
abzuziehen. Diese Rate beträgt in den kommenden Jahren jeweils 61 Mio. €. 
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Sollzahlen  

Jahr Hauptbautitel in Mio. € Refinanzierung Neubauvolumen 

2003 290 60 230 

2004 270  60 210 

2005 250 60 190 

2006 240  60 180 

Summe 03-06 1050 240 810 

 

Dem zur Verfügung stehenden Mittelvolumen von 810 Mio. € für Neubauten in den Jahren 
2003 bis 2006 stehen Kosten von 1150 Mio.  (Stand Mai 2003) für die Fertigstellung bereits 
begonnener Projekte im Land gegenüber. Im Klartext heißt das: Bis 2006 können über die 
vom Bundesminister für Verkehr angekündigten Maßnahmen hinaus allenfalls noch kleine 
Straßenbauprojekte neu begonnen werden. Andernfalls wird es wiederholt zu Bau- und Verga-
bestopps an laufenden Maßnahmen kommen. 

Die für die Jahre bis 2006 zu erwartenden Investitionsraten liegen erheblich (annähernd 20%) 
unter den Vorgaben des gerade in der Beschlussfassung befindlichen Bundesverkehrswege-
plans für die Jahre 2003 bis 2015.  

Für die Landtagsabgeordneten Drexler und Göschel heißt das eine Woche Einsatz im Straßen-
bau. In einer Plenarsitzung am 26. März 2003 hatte Minister Müller im Verein mit dem ver-
kehrspolitischen Sprecher Winfried Scheuermann den SPD-Abgeordneten eine Wette angebo-
ten: Wenn in den Jahren bis 2006 auch nur einmal der von Göschel postulierte von 330 Mio. 
Hauptbautitel für Baden-Württemberg erreicht wird, gehen die CDU-Abgeordneten eine Woche 
zum Straßenbau, andernfalls die Herren von der SPD. Die Wette wird die SPD verlieren, aber 
Müller hat ihnen per Bundesrat den entscheidenden Strich durch die Rechnung gemacht. Fair-
erweise sollten er und Scheuermann beim Asphaltmischen assistieren. 

Festzuhalten bleibt: Ursächlich für die massiven Kürzungen der Verkehrsinvestitionen sind 
hauptsächlich die Beschlüsse nach Koch-Steinbrück. Kürzungen durch die Berliner Koalition zur 
allgemeinen Haushaltskonsolidierung sind weitaus weniger gravierend. Die politische Weichen-
stellung in Berlin hat dank grünen Drucks aber bewirkt, dass die Last nicht allein von der Bahn 
getragen werden muss, sondern zur Hälfte auch den Straßenbau trifft. Die Folgen sind für alle 
Verkehrsträger gravierend. Die politische Aufgabe besteht nun darin, die richtigen Prioritäten 
zu setzen. Der Sparzwang kann auch produktiv sein, wenn auf besonders unnötige Projekte 
verzichtet wird. 
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